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Amtliche Mitteilungen der Westfälischen Hochschule 
 
 

Ausgabe Nr. 10 12. Jahrgang Gelsenkirchen, 19.05.2026 

 

Inhalt: 

1. Änderungssatzung der Studiengangsprüfungsordnungen für die Bachelorstudiengänge 
 
„Wirtschaftsrecht“ 
„Wirtschaftsrecht (ausbildungs-, praxis- und berufsintegrierend)“ 
„Wirtschaftsrecht (Teilzeit)“ am Fachbereich Wirtschaftsrecht der Westfälischen Hochschule 
Gelsenkirchen Bocholt Recklinghausen vom 17.06.2025, 
 
„Wirtschaftsrecht – Arbeitsrecht und Personal“ 
„Wirtschaftsrecht – Arbeitsrecht und Personal (ausbildungs-, praxis- und 
berufsintegrierend)“  
„Wirtschaftsrecht – Arbeitsrecht und Personal (Teilzeit)“ 
am Fachbereich Wirtschaftsrecht der Westfälischen Hochschule Gelsenkirchen Bocholt 
Recklinghausen vom 17.06.2025, 
 
„Wirtschaftsrecht – Steuern und Finanzen“ 
„Wirtschaftsrecht – Steuern und Finanzen (ausbildungs-, praxis- und berufsintegrierend)“ 
„Wirtschaftsrecht – Steuern und Finanzen (Teilzeit)“ 
am Fachbereich Wirtschaftsrecht der Westfälischen Hochschule Gelsenkirchen Bocholt 
Recklinghausen vom 17.06.2025, 
 
„International Business Law“, 
„International Business Law (ausbildungs-, praxis- und berufsintegrierend)“ 
„International Business Law (Teilzeit)“ 
am Fachbereich Wirtschaftsrecht der Westfälischen Hochschule Gelsenkirchen Bocholt 
Recklinghausen vom 17.06.2025 
 
sowie 
 
der Studiengangsprüfungsordnung für die Masterstudiengänge 
 
„Wirtschaftsrecht“, 
„Wirtschaftsrecht (ausbildungs-, praxis- und berufsintegrierend)“ 
„Wirtschaftsrecht (Teilzeit)“ 
am Fachbereich Wirtschaftsrecht der Westfälischen Hochschule Gelsenkirchen Bocholt 
Recklinghausen vom 17.06.2025 
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1. Änderungssatzung 

 

der Studiengangsprüfungsordnungen für die Bachelorstudiengänge 

 

 

„Wirtschaftsrecht“ 
„Wirtschaftsrecht (ausbildungs-, praxis- und berufsintegrierend)“ 

„Wirtschaftsrecht (Teilzeit)“ 
am Fachbereich Wirtschaftsrecht 

der Westfälischen Hochschule Gelsenkirchen Bocholt Recklinghausen 

vom 17.06.2025, 
 

 

„Wirtschaftsrecht – Arbeitsrecht und Personal“, 
„Wirtschaftsrecht – Arbeitsrecht und Personal (ausbildungs-, praxis- und 

berufsintegrierend)“ 
„Wirtschaftsrecht – Arbeitsrecht und Personal (Teilzeit)“ 

am Fachbereich Wirtschaftsrecht 
der Westfälischen Hochschule Gelsenkirchen Bocholt Recklinghausen 

vom 17.06.2025, 
 

 

„Wirtschaftsrecht – Steuern und Finanzen“ 
„Wirtschaftsrecht – Steuern und Finanzen (ausbildungs-, praxis- und 

berufsintegrierend)“ 
„Wirtschaftsrecht – Steuern und Finanzen (Teilzeit)“ 

am Fachbereich Wirtschaftsrecht 
der Westfälischen Hochschule Gelsenkirchen Bocholt Recklinghausen 

vom 17.06.2025, 
 

 

„International Business Law“, 
„International Business Law (ausbildungs-, praxis- und berufsintegrierend)“ 

„International Business Law (Teilzeit)“ 
am Fachbereich Wirtschaftsrecht 

der Westfälischen Hochschule Gelsenkirchen Bocholt Recklinghausen 

vom 17.06.2025 

 

sowie 
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der Studiengangsprüfungsordnung für die Masterstudiengänge 

 

„Wirtschaftsrecht“, 
„Wirtschaftsrecht (ausbildungs-, praxis- und berufsintegrierend)“ 

„Wirtschaftsrecht (Teilzeit)“ 
am Fachbereich Wirtschaftsrecht 

der Westfälischen Hochschule Gelsenkirchen Bocholt Recklinghausen 

vom 17.06.2025 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Aufgrund von § 2 Abs. 4 S. 1 und § 22 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 des Gesetzes über die 
Hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz - HG) in der 
Fassung des Gesetzes zur Stärkung des Hochschulstandorts Bochum im Bereich 
des Gesundheitswesens und zur Änd. weiterer hochschulrechtlicher Vorschriften 
vom 19.12.2024 (GV. NRW. S. 1222), hat der Fachbereichsrat des Fachbereichs 
Wirtschaftsrecht der Westfälischen Hochschule Gelsenkirchen, Bocholt, 
Recklinghausen am 22.04.2026 die folgende Änderungssatzung erlassen: 
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Artikel 1 

Die Studiengangsprüfungsordnungen der Bachelorstudiengänge  

 

„Wirtschaftsrecht“ 

„Wirtschaftsrecht (ausbildungs-, praxis- und berufsintegrierend)“ 

„Wirtschaftsrecht (Teilzeit)“, 

 

„Wirtschaftsrecht – Arbeitsrecht und Personal“ 

„Wirtschaftsrecht – Arbeitsrecht und Personal (ausbildungs-, praxis- und 
berufsintegrierend)“ 

„Wirtschaftsrecht – Arbeitsrecht und Personal (Teilzeit)“, 

 

„Wirtschaftsrecht – Steuern und Finanzen“ 

„Wirtschaftsrecht – Steuern und Finanzen (ausbildungs-, praxis- und 
berufsintegrierend)“ 

„Wirtschaftsrecht – Steuern und Finanzen (Teilzeit)“ und  

 

„International Business Law“ 

„International Business Law (ausbildungs-, praxis- und berufsintegrierend)“ 

„International Business Law (Teilzeit)“ 

 

des Fachbereichs Wirtschaftsrecht der Westfälischen Hochschule Gelsenkirchen 
Bocholt Recklinghausen vom 17.06.2025 werden wie folgt geändert: 
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§ 4 wird wie folgt ergänzt: 

„Für die Zulassung zu einem ausbildungs-, praxis- und berufsintegrierenden 
Bachelorstudiengang ist zusätzliche Voraussetzung ein gültiger Ausbildungsvertrag 
mit dem kooperierenden Unternehmen oder ein gültiger Vertrag zur 
praxisintegrierenden Weiterbildung mit dem kooperierenden Unternehmen oder, 
nach abgeschlossener Ausbildung, ein gültiger Vertrag zur berufsintegrierenden 
Weiterbildung mit dem kooperierenden Unternehmen sowie eine gültige 
Kooperationsvereinbarung der Westfälischen Hochschule mit dem betreffenden 
Unternehmen.“  
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Die Studiengangsprüfungsordnung der Masterstudiengänge 

„Wirtschaftsrecht“, 

„Wirtschaftsrecht (ausbildungs-, praxis- und berufsintegrierend)“ 

„Wirtschaftsrecht (Teilzeit)“ 

 

des Fachbereichs Wirtschaftsrecht der Westfälischen Hochschule Gelsenkirchen 
Bocholt Recklinghausen vom 17.06.2025, wird wie folgt geändert: 

§ 4 wird wie folgt ergänzt: 

„Für die Zulassung zu einem ausbildungs-, praxis- und berufsintegrierenden 
Masterstudiengang ist zusätzliche Voraussetzung ein gültiger Ausbildungsvertrag mit 
dem kooperierenden Unternehmen oder ein gültiger Vertrag zur praxisintegrierenden 
Weiterbildung mit dem kooperierenden Unternehmen oder, nach abgeschlossener 
Ausbildung, ein gültiger Vertrag zur berufsintegrierenden Weiterbildung mit dem 
kooperierenden Unternehmen sowie eine gültige Kooperationsvereinbarung der 
Westfälischen Hochschule mit dem betreffenden Unternehmen.“  

 

§ 9 wird unter b) wie folgt geändert: 

„Soweit in dem dieser SPO als Anlage 1a, Anlage 1b bzw. Anlage 1c beigefügten 
Studienverlaufsplan  

b. „WPF (Seminar/e)“ ausgewiesen sind, gilt zusätzlich zu § 4 Abs. 3 der FB-
RPO, dass die Seminare thematisch dem jeweils gewählten Profilfeld 
zuzuordnen sind.“ 
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Artikel 2 

Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in den Amtlichen 
Mitteilungen der Westfälischen Hochschule in Kraft. 

Ausgefertigt aufgrund des Beschlusses des Fachbereichsrats des Fachbereichs 
Wirtschaftsrecht der Westfälischen Hochschule vom 22.04.2026 und der Zustimmung 
des Präsidiums vom 13.05.2026. 

 

Recklinghausen, den 15.05.2026 

Der Dekan  

des Fachbereichs Wirtschaftsrecht der Westfälischen Hochschule Gelsenkirchen, 
Bocholt, Recklinghausen 

gez. Prof. Dr. Axel Roßdeutscher 

 

Bekanntgegeben und veröffentlicht durch den Präsidenten der Westfälischen 
Hochschule Gelsenkirchen, Bocholt, Recklinghausen. 

 

Gelsenkirchen, den 18.05.2026 

Der Präsident der Westfälischen Hochschule Gelsenkirchen, Bocholt, 
Recklinghausen 

gez. Prof. Dr. Bernd Kriegesmann 

 

Hinweis: 

Nach Ablauf von einem Jahr nach Bekanntgabe dieser Änderungssatzung können nur unter den 
Voraussetzungen des § 12 Abs. 5 Nr. 1 bis Nr. 4 Hochschulgesetz NRW Verletzungen von 
Verfahrens- oder Formvorschriften des Hochschulgesetzes oder des Ordnungs- oder des sonstigen 
Rechts der Hochschule geltend gemacht werden. Ansonsten ist eine solche Rüge ausgeschlossen. 

 


